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Landtags-Zeitung.
Verhandlungen der N . Kammer der badischen Stände im Jahre I8ät . [9 . gcfcr.]

Man abonnirt bei dem
nächftgelegenenPostamte;
in Karlsruhe bei Malsch
und Vogel, von welchen
das Blatt auch im Buch¬
händlerwege zn bezieben' ist-

Herausgegcben von den Abgeordneten

V - ffermnnn . Vnum , Bissing , Gottschalk , v . Ihstein , Kuenzcr , Mnthy , Nindeschwcnder , Sander , Welcker , Weller

' und Anderen.

Rcdigirt von Karl Stein . — Drlick von Malsch und Vogel .

26stc öffentliche Sitzung der 2 . Äamntcr .

( Forlsitznug der in Ne . 42 abgebrochenen Diskussion über

die Bestrafung der Defraubalion der Geweihs - und

tSlaffcnfteucr .4

Finanzminister v . Böckh : Er sei zwar mit der Sache

selbst ganz einverstanden , so U' ic mit der in dem neuen

Strafgesetzbuch einstweilen projectirten Theorie , dast der

Bcrlans einer gewissen Zeit versöhnend wirken solle . Man

damit könne er nicht einverstanden sein , ivenn man dieje

noch nicht in der allgemeinen Slrasgesetzgcbung eingesührle

Theorie bei dem vorliegenden iinbedeulenden Gesetz antici -

piren wollte . Den » cs wäre wirklich sonderbar , wenn

diese Theorie in der Stencrstrafgesetzgcbung nur in Be¬

ziehung auf die Straffälle , wovon eö sich hier handelt ,

in allen übrigen Straffällen aber nicht gellen würde .

Wenn diese neue Theorie in der allgemeinen Sirafgcsetz -

gebung wirklich aufgcnomnien werde , so werde man den

Vorschlag machen , sic auch auf die Sleuerstrasgesetzgebung

im Allgemeinen auszudehnen .

Weller : Nachdem der Redner seine Freude ausge¬

sprochen , daß der Hr . Filianzminister mit dem Grundsatz ,

worauf die vorgcschlagene Aendcrung sich basirt , cinver -

staude » sei und daß solcher auch bei der allgemeinen Stcucr -

grsetzgcbung Berücksichtigung findrn solle, — fährt er fort :

Der Grund , waium die Commission darauf bestand , die

fragliche Berbesserung der neuen strasrechtlichen Ansicht

hier sogleich praktisch zu machen , ist in den Motive » ent¬

halten , die schon hei der Diskussion geltend gemacht wor¬

den sind , nämlich in der Unbestimmtheit und Unklarheit

der Gewerbsteuerordiuing und lheilwcise auch i » der Höhe

der Strafen , Mängel , welche diesem Zweig unserer Steuer -

gcsetzgebuiig in einem große » Thcil des Landes und beson¬

ders auch in dem Wahlbezirke , der mich hieher sandte ,

großen Tadel zugezogcn haben . Es soll hier elivas Neues

cingeführt und der Rückfall mit einer doppelten Strafe

belegt werden . Wenn aber nach der allgemeinen Beschaf¬

fenheit der Gewerbsteuerordnung schon die erste Bestrafung oft

da eintreten kann , wo sie nicht sowohl in dem bösen Wil¬

len des Menschen , als vielmehr in den Gründen , die im

Gesetz selbst liegen , ihren Ursprung hat , so glaubte hier

die Commission besonders vorsichtig sein z» müssen und die

Strafe des Gewohnhcilssrcvcls und deöRückialls gar nicht

ftatutreu jn dürfen , sobald seit dem ersten Fall fünf Jahre

versiossen sind , die Handlungsweise deS betreffenden Jndi -

vibnums also von dcr Art ist , daß von Gewohnheiissre -

vel nicht die Rede fein kann , auch die erste Bestrafung bei

brssern Grundsätzen der Steiiergefetzgebiing wohl gar nicht

cingctreten wäre . Unter diesen Umständen glaubte die Com¬

mission genug nachzugeben , »venu sie die Strafe des Rück¬

falls da anerkennt , wo sich derselbe innerhalb fünf Jahren ,

von dem ersten Vergehen an , ereignet . Sie glaubt , dieß

sogleich in ' s Gesetz ausnchmen zu sollen , und dadurch die

milderen Grundsätze der neuen Strafgesetzgebung , die bei

dcr Regierung Anklang finden und in andern Gesetzen

uns zur Zustimmung vorgelegt sind , faktisch in 's Leben zu

führe » .
Gottschalk : Was die Destimmiiiig wegen der Ver¬

jährung nach fünf Jahren betrifft , so haben mich in der

Coinmifsien die dort angeführten Gründe bewogen , fest

daran zu halten , und ich kann der Kammer nur das näm¬

liche empfehlen , weil die Strafbestimmungen des Gesetzes

auf sehr lockere Basis gebaut sind . Gäbe es nur einen

moralischen Staat mit seinen vielen Rädern und Bewe¬

gungen , so käme ich über Vieles hinweg , allein cs gibt

auch einen politischen , dcr ans lebenden Personen besteht ,

welche untersucht und gerichtet werden , und von dieser

Ansicht ausgehend , habe ich darauf gehalten , daß in Fäl¬

len , wo dcr Mensch ganz ohne sein Vorwissen und ohne

genaue Kunde von der Steuergesetzgebung in so großartige

Strafen verfallen kann , nach einer so langen Reihe von

Jahren ein Vergehen nicht mehr als Wiederholungsfall
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betrachte ! werden soll . — Sodann kommt der Redner auf
seine vorige Behauptung in Betreff der doppelten Be¬
steuerung der ärmeren Klasse zurück und findet eS, namcnt -
lich bei dem ein Mal geltenden Grundsätze , äußerst hart ,
daß ein Einheimischer weniger billig behandelt werde ,
als ein Fremder , indem dieser , als Knecht oder Fabrikar¬
beiter , gegenüber ron einem mit 500 st . in die Steuer ein¬
getragene ! '. Inländer , offenbar geringer besteuert werde . In¬
dessen hofft er von der heutigen Diskussion die gründliche
Beseitigung des Uebelstandcs dieser doppelten Vcsteuening .

Finanzminister v . Böckh : Es weide Jeder nach dem
Gesetz behandelt , wenn dieses ein solches Verfahren vor -

_ schreibe, so sei es Recht , wo nicht , so sei eS Unrecht . Glaube
übrigens der Abgeordnete Grund zu haben , ans Abänderung
des Gesetzes antragen zu müssen , so möge er eine Moticn
machen .

I u n gh a n n s : Von Seiten dcö Hrn . Regi . rangseom -
missärö wurde gegen die Anwendung dcS Termins von 5
Jahren nur die allgemeine Einwendung gemacht , daß ein
solcher Termin etwas Neues sei, und daß bei Einführung deS
Strafgesetzbuchs auch in dem Bereich der Steuergesetzgebung
ein Verjährungstermin werde festgesetzt werden . Auf den
ersten Einwand muß ich bemerken , daß ein solcher Termin
in unsrer Gesetzgebung doch nicht so ganz neu ist , indem
namentlich das Forstgcsctz eine ganz ähnliche Bestimmung
enthält , nur mit dem Unterschied , daß dort der Termin nicht
5 Jahre , sondern weniger beträgt . Aus die andere Bemei -
kuvg muß ich crwiedcrn , daß wenn daS Strafgesetzbuch zu
Stande kommt und dann ein Gesetz über die Verjährung
der Stcucrstrasen im Allgemeinen vorgelegt wird , dieses
oder jenes Gesetz auch die fragliche Bestimmung ergreifen ,
bestätigen oder abändern wird , wir also in so lange , bis das
Gesetz zu Stande gebracht ist , wohl die vorliegende Bestim¬
mung annchmcn könnten und derHr . Regierungseouuuissär
stch entschließen dürste , dem CommijsionSantrag beizutretcn .

Finanzminister v . Böckh : Ich kann meine Zustimmung
nicht geben , eS würde auch Nichts anders zur Folge haben ,
alS daß daS Gesetz wieder an die andere Kammer zurück
giengc , welche ihre Zustimmung verweigerte , worauf dann
daS Ganze fallen würde .

Weizel bestreitet keineswegs die matcriclie Gerechtigkeit
der von der Commission in Antrag gebrachten Bestimmung ,
denn wer eine Handlung 5 Jahre lang unterlasse , könne
allerdings nimmeimehr alS GewohnhcitSfrcvler betrachtet
werden ; allein eS sei eine schlimme Sache , in der Gesetzgebung
Stück - und Flickwerk zu machen ; denn in Bezug auf an¬
dere Defraudationen gelte diese Bestimmung nicht . Gleich¬
förmigkeit in der Gesetzgebung sei überall wünschcnSwerth

und da man die Zusicherung eines allgemeinen , auf Gleich¬
förmigkeit beruhenden Gesetzes habe , so erscheine die Strei¬
chung dcö Zusatzes zum Art . 3 ohne Zweifel als daö pas¬
sendste .

Weller : Wenn der Abg . Weizel den Vorschlag der
Commission nicht annchmcn will , weil dieser neu ist , so
muß er das ganze Gesetz verwerfen . Die Strafe des Rück¬
falls ist etwas Neues und bloö dieses wollten wir moti -
viren , den Nücksall aber , der neu aufgcnommcn wird , an
die Bedingung knüpfen , an welche der Stand der Wissen¬
schaft ihn jetzt allgemein knüpft .

v . Itzstein : Ter Hr . Finanzminister wünscht nur die
fragliche Bestimmung nickt in das Gesetz ausgenommen ,damit eine Gleichheit in der Gesetzgebung hergcstcllt werde .
DaS ist aber wahrlich kein Grund , Etwas von der Hand
zu weisen , was die Regierung selbst für gut anerkennt , in¬
dem sie es in einem Gesetz vorgelegt hat , und ich sehe nicht
ein , wie der Abg . Weizel sagen kann , cö sei etwas Schlim¬
mes , das Gute anzuuehmcn , wenn cö noch nicht in die all¬
gemeine Gesetzgebung ausgenommen sei . Allerdings ist cs
gut . wenn eine allgemeine Gesetzgebung eristirt , und gutwäre eö, wenn ganz Deutschland eine solche hätte , woran
wir jedoch bei der Zerissenhcik der Verhältnisse und obgleich
man unS so viel von Einem Deulsckland sprickt , noch weit
entfernt sind . Darum wollen wir aber daS Gnte nicht von
der Hand weisen , sondern solches in llebcrcinstimmung mit
den Ansichten der Regierung annehmen . Will dann die
I . Kammer verwerfen , was die Regierung selbst für gut
anerkennt , so mag sie eS thun : Ich lasse eS mir gefallen .

Hecker : hier ist keine Rede von Stück - und Flickwcrk .
Daö vorliegende Gesetz ist ein geschloffenes Ganze und wenn
wir einen anerkannt guten Grundsatz in dasselbe ciusühren
können , so sehe ich nickt ein, warum wir ticS unterlassen
sollten . Jedenfalls ist es viel wichtiger , als eine Vertröstung
aus die Zukunft . Sobald der richtige Grundsatz einmal
iu 's Leben gerufen ist, so wird sich auch die Regierung in
der Nolhwendigkeit sehen, ihn auch in der übrigen Gesetz¬
gebung cinzusührcu .

R indisch wende e spricht sich in derselben Weise auS
und ssudct namentlich , daß die von dem Abg . Weizel vcr -
theidlgtc Gleichförmigkeit nichts anderes heiße , als : „ weil
nack den anderen Steuergesetzgebungen die Defraudationen
zur Ungebühr behandelt werden , so wollen wir dafür sorgen ,
daß sie anck fernerhin zur Ungebühr behandelt bleiben , bis
auch für jene gesorgt wird . " Man müsse das Gute nehmen ,
wo sich Gelegenheit dazu darbicte , und cö könne keiner Ge¬
setzgebung zum Vorwurf gereichen , wenn sie daS Gute , fei
eS auch nur gelegentlich , aufnchme .



201

Finvnzminister v . Bö ckh hält eS für keine llngebnhr ,

wenn man den , der schon ein Mal gefrcvclt hat und be¬

straft ist, daS zweite Mal harter straft ; er sc ! übrigens der

neuen Theorie keineswegs abhold , weil er selbst sehr ver¬

söhnlicher Natur sei ; allein cs gebe auch Personen von

weniger versöhnlicher Natur, ; und da die zweite Kammer

die Gesetze nicht allein mache , so müsse man sich , um Etwas

zu Stande zu bringen , zu vereinbaren suchen .

Wcizel verwahrt sich gegen die falsche Deutung seiner

Worte ; er weise das , was die Commission und er selbst

für zweckmäßig halte , auf kurze Zeit darum zurück , weil er

etwas Besseres wolle und dieses Bessere sei durch die Zu¬

sicherung des Hrn . Finanzministers versprochen .

Hecker : Die Theorie des Abg . Weizel nimmt sich ge¬
rade so aus , wie wenn Einer um >2 Uhr sich an eine wohl -

besetzte Tafel hinsetzen kann , gleichwohl aber warten will

ob er nicht auch um 1 Uhr sich den Genuß einer solchen

zu verschaffen vermag .
Re genauer glaubt der Kammer den Rath geben zu

müsse» , mit der Aufnahme der vorgeschlagenen Bestimmung
in das Gesetz zu warten , bis das allgemeine Slrffgesetzbuch
einen bestimmten Grundsatz mit ständischer Zustimmung

ausgestellt Hatzum sich nicht entweder die Hände zu binden ,
oder nicht hintennach wieder etwas ändern zu müssen ; somit

zuzusehcn , ob die Regierung ein Stcuergcsetz vorlcgc , wie

cs der Hr . Finanzminister schon zngcsichcrt habe und welches
den fraglichen Grundsatz auch in der Steuergesetzgebung all - ,
gemein ins Leben rufe .

Buhl sals Berichterstatter ) macht darauf aufmerksam

daß bei den Strafen , wovon daS vorliegende Gesetz handle ,
ganz andere Umstände eintreten könnten , als bei den aus
die übrigen Defraudationen gesetzten Strafen . Die Com¬

mission habe namentlich auch nur deshalb jenen Zusatz in

daS Gesetz ausgenommen wissen wollen , weil cs leicht Vor¬

kommen könne , daß Einer wegen ganz verschiedener Fä le

um des Rückfalls willen gestraft werde , namentlich könne

Jemand wegen Klassensteuerdefrandation bestraft worden

sevn und nun wieder bestraft werden , ungeachtet er keine

Ahnung davon gehabt , daß er durch Unterlassung der An¬

gaben , weshalb er zuletzt gestraft wurde , wieder straffällig
geworden ; woraus

Finanzminister v . B ö ck h äußert : Nach den Bestimmun¬
gen des neuen Strafgesetzes werde nicht jedes zweite Ver¬
gehen als auf das erste sich beziehend betrachtet , und so
könnte cS auch hier gehalten werden . ES könne Vorkommen ,
daß Einer beim Anfänge seines Gewerbes dieses gar nicht
angegeben habe , später könne er ein Mal seine Gcwerbsge -

hilfen lind ein drittes Mal sein Betriebskapital unrichtig

angeben — dabei frage eS sich nun , ob alle diese Fälle alS

gleichförmig betrachtet , oder ob davon ausgegangen werden

solle, daß nur dann von der Strafe des Rückfalls die Rede

scyn könne , wenn daS nämliche Vergehen begangen worden

sei. Dies seien lauter Fälle , die , wenn von Festsetzung de :

Etcuerstrasen die Rede sei , näher bestimmt werden müßten .

Nachdem Ministerialrath M a i c r gegen die Einführung
eines solchen neuen Grundsatzes in die Steuerstrafgcsetz -

gcbung noch den Grund geltend gemacht hat , daß gerade
bei der vorliegenden Art von Steuervergehen ein Rückfall

der Natur der Sache nach am seltensten vorkomme , wird die

Diskussion geschlossen und beide Sätze des Artikels 3 ver¬

mittelst Abstimmung angenommen .

Zu Art . 3 wird nichts erinnert .

Math » bittet , ihn von dem Verlesen seines CommissienS -

Berichtö über die RechuungSnachweisungen der Cameral -

domancn und deS ForsteiatS zu dispensiren und den Druck

zu beschließen , was auch sofort geschieht .

Schaaff ' s Frage , welche Hindernisse beständen , daß der

Abg . Lilschgi seinen Sitz in der Kammer noch nicht einge¬

nommen habe , beantwortet
der Präsident dahin , daß der dem Abg . crthcilte Ur¬

laub eben abgelaufen sei und er dcßhalb von dem Präsidium

einbernfen werden würde .

Hieraus wird die Sitzung geschlossen.

Gesetzentwurf , die Stellung und Vergütung von Mi¬

litärfuhren betreffend .

Art . 1 . Wenn das Militär in Fällen , welche nicht zur

Besorgung des laufenden Dienstes der Truppen in den Gar¬

nisonen zählen , weiterer alS der eigenen Transportmittel

bedarf , so haben die Gemeinden die Verbindlichkeit , die er¬

forderlichen Fuhren und VorspannSpferde gegen Vergütung

zu stellen .
Es bleibt den Gemeinden überlassen , die von ihnen zu

leistenden Militärfuhren in Akkord zu geben , oder falls ein

billiger Akkord nicht zu erzielen ist , die nach dem Gesetz über

die Bestreitung dcr Gemcindebedürfuisse vom 28 . August 1835

zu Gemeindefuhrdiensten verpflichteten Zugviehbcsitzcr , nach

einer bcstimniten Reihenfolge , zu deren Leistungen die ge¬

setzlich bestimmte Vergütung ( Art . 3 ) anzuhalten .

Aendcrung der ersten Kammer . Statt : falls ein billiger

Akkord „ falls ein die gesetzlich bestimmte Vergütung nicht

übersteigender Akkord" re .

Commissionsantrag der zweiten Kammer . Die Worte :

„ die Verbindlichkeit " als überflüssig wegzulasscn , und

den zweiten Saß folgendermaßen zu fassen : „ Es bleibt
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den Gemeinden überlassen , die von ihnen zu leistenden -
Militärfuhren in die gesetzlich bestimmte Vergütung nickt !

übersteigenden , Akkord zu geben , oder die nach dein
Gesetz über die Bestreitung der Geineindebcdürsuisse
vom 28 . August 1835 zu Gemeindefuhrdienstcn vcr -
pstichletcn Zugvichbesitzer , nach einer bestiininten Reibeu -
solge , zu deren Leistung gegen die gesetzlich bestiminte
Vergütung ( Art . 3 ) anzuhalten . "

Art . 2 . AlleTruppeneommandeure und Militärdienststelleir
vom Regimcntscommandcur auswärts , so wie die Garni -
sons - und Elappencommandanten stnd zu einer solchen Re¬
quisition ermächtigt ; ebenso die Commandcure detaschiiter
Truppcnabthcilungen und einzelne Militärpcrsoncn ; beide
letztere jedoch nur , wenn sie durch einen besonderen Be¬
fehl obiger Commandeure und Militärtienststellcn hierzu
bevollmächtigt sind .

In dem Fall erwiesener Krankheit Hot der einzelne Mi¬
litär bei Dienstverrichlungen , so wie bei dem Marsch
in und aus Urlaub ebenfalls die erforderliche Fuhr an -
zusprechen .

Art . 3 . Die Militärverwaltung zahlt für diese Natu¬
raldienste für jede Stinde Weges :

für den Fuhrmann . . 8 kr .
für ein Pferd . 12 „
für ein zweirädriges und vierrädriges Fuhrwerk 1 „
Für einen Wagen mit der Bespannung zu drei Pferden

darf nur rin Fuhrmann , für den mit vier Pferden dürfen
zwei Fuhrleute anrcchnet werden .

Für den Rückweg wird nichts vergütet . i
Wird jedoch dem Fuhrmann von dem Militär eine !

Rückfracht gegeben , so ist ihm die Hälfte der gesetzlichen
Vergütung a u fz u b csie r n .

Halbe Stunden werden für volle Wegstunden , die

Entfernungnng unter einer halben Stunde aber gar nicht
gerechnet .

Wenn die Gntseruung vom Absahrtsort bis zum Be¬

stimmungsort weniger alS eine halbe Stunde beträgt , so
wird eine volle Stunde vergütet .

Zusatz der ersten Kammer :

„Werden Fuhren aus entfernten Orten herbeigehvlt ,
oder nach einem Sammelplatz beschicdcn , so ist die
Entfernung vom Heimathsort bis dorthin der Weg¬
strecke beizuschlagen , für welche die Vergütung be¬
rechnet wird .

Aufenthalt auf dem Marsch , der zwei Stunden
oder mehr währt , wird als eben so viel Stunden
Wegstrecke berechnet und mit der Hälfte deö Tarifs
vergütet ."

Tie Commission der zweiten Kammer schlägt folgende
Aendcrung des letzten Satzes vor :

„ Aufenthalt auf dem Marsche , wenn crsterer mehr
als eine Stunde währt , wird als eben so viel
Stunden Wegstrecke berechnet und mit der Hälfte fcct
Tarifs vergütet .

"

Art . 4 . Insolange zum Spanndienst geeignete Pferde
vorhanden sind , ist das Militär nicht schuldig , andere
Spannthiere anzunehmen . Werden statt der Pferde andere
Zugthiere angespannt , so wird für diese derselbe Tarif wie
für die Pferde in Anwendung gebracht .

Art . 5 . Kein Pferdbcsitzer darf gegen seinen Willen an¬
gehalten werden , sich weiter als acht Stunden von dem
Ort zu entfernen , an welchem er geladen hat .

Commiffionsantrag der zweiten Kammer auf folgende
Fassung : „ Kein Pferdcbefitzcr darf gegen seinen Wil¬
len angehalten werden , sich weiter als acht Stunden ,
kein Besitzer andern Zugviehes , sich weiter als vicx .
Stunden von dem Orte zu entfernen , »n welchem ^ r
geladen hat . "

Art . 6 . Für das Pferd dürfen , außer dem Gewicht des
Wagens und Zubehör , höchstens zehn Zentner Ladung ge¬
geben werden .

Art . 7 . Der Fuhrmann darf einer Rückfracht wegen ,
gegen seinen Willen , nicht über die zum Füttern erforder¬
liche Zeit aufgehaltcn werde » .

Art . 8 . In Gebirgsgegenden darf der übliche Vorspann
angewendet und angerechnet werde » , wenn die Ladung
nicht unter fünf Zentnern für ein Pferd beträgt .

Art . 9 . Dieses Gesetz findet auf die Großherzoglichen
Truppen nur insolange Anwendung , als dieselben nicht
auf den Kriegsfuß gesetzt sind . Dasselbe kann auch auf die
Truppen anderer Bundesstaaten , bei allgemeinen Bundes -

zwccken in Anwendung gebracht werden .
Commissionsantrag auf folgende Fassung des zweiten

Satzes : „ Dasselbe kann auch auf die Uebungcn des
achten deutschen Armeecorps in Friedenszeiten zur
Anwendung kommen . "
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